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Änderungsantrag 1 
Elmar Brok, José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, Arnaud Danjean 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0185/2009/1 
Gabriele Albertini 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Strategiepapier 2009 der Kommission zur Erweiterung betreffend die Länder des 
westlichen Balkans, Island und die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 9 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

  9 a. bekräftigt, dass es unerlässlich ist, 

dass sowohl die Bewerberländer als auch 

die Europäische Union sich fest dazu 

verpflichten, alle Kriterien, die 1993 auf 

dem Europäischen Rat von Kopenhagen 

festgelegt wurden, vollständig und rigoros 

einzuhalten, auch was die Fähigkeit der 

Europäischen Union zur Integration 

betrifft; 

Or. en 

 
25.11.2009 B7-0185/2009 

Änderungsantrag 2 
Elmar Brok, José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, Arnaud Danjean, Ernst Strasser 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0185/2009 
Gabriele Albertini 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Strategiepapier 2009 der Kommission zur Erweiterung betreffend die Länder des 
westlichen Balkans, Island und die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 17 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

17. hält es für entscheidend, den EU- 17. hält es für entscheidend, den EU-
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Bürgern klare und umfassende 
Informationen über die Vorteile und 
Auswirkungen einer weiter fortgeführten 
Erweiterung vorzulegen, wenn sie diese 
Politik weiter unterstützen sollen; das 
Gleiche gilt für die Bürger der 
Bewerberländer, wenn sie die Fortführung 
der Reformen befürworten sollen; fordert 
die Kommission und die Mitgliedstaaten 
auf, entsprechende Anstrengungen zu 
unternehmen; weist jedoch nachdrücklich 
darauf hin, dass Informationskampagnen 

mit entsprechenden Mitteln ausgestattet 

werden müssen, sollen sie von Erfolg 

gekrönt sein; 

Bürgern klare und umfassende 
Informationen über die Vorteile und 
Auswirkungen einer weiter fortgeführten 
Erweiterung vorzulegen, wenn sie diese 
Politik weiter unterstützen sollen; das 
Gleiche gilt für die Bürger der 
Bewerberländer, wenn sie die Fortführung 
der Reformen befürworten sollen; fordert 
die Kommission und die Mitgliedstaaten 
auf, entsprechende Anstrengungen zu 
unternehmen; hält es für genau so wichtig, 
die Anliegen und Fragen der Bürger zu 

hören und diese anzugehen; 

Or. en 
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25.11.2009 B7-0185/2009 

Änderungsantrag 3 
Elmar Brok, José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, Arnaud Danjean 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0185/2009 
Gabriele Albertini 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Strategiepapier 2009 der Kommission zur Erweiterung betreffend die Länder des 
westlichen Balkans, Island und die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 19 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

19. beglückwünscht die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien zu 
den Fortschritten, die das Land seit dem 
letzten Fortschrittsbericht und insbesondere 
in den letzten paar Monaten gemacht hat; 
stellt mit Zufriedenheit fest, dass die 
Kommission diese Fortschritte anerkannt 
und die Aufnahme der 
Beitrittsverhandlungen mit dem Land 
empfohlen hat; fordert den Rat auf, die 
Empfehlungen der Kommission auf dem 
Gipfel, der im Dezember 2009 stattfinden 
soll, zu bekräftigen; geht davon aus, dass 
die Verhandlungen in naher Zukunft 
aufgenommen werden, und hofft, dass 
noch offene Fragen mit Nachbarländern 
zur beiderseitigen Zufriedenheit gelöst 
werden können, wozu auch die 
Divergenzen zwischen der ehemaligen 
jugoslawischen Republik Mazedonien und 
Griechenland in  Bezug auf die 
Namensfrage gehören; fordert die 
Regierungen beider Länder auf, ihre 
Anstrengungen zu diesem Zweck zu 
vertiefen; weist darauf hin, wie wichtig 
gutnachbarliche Beziehungen sind, und 
fordert die Regierung der ehemaligen 

jugoslawischen Republik Mazedonien mit 
Nachdruck auf, Maßnahmen und 

Erklärungen zu vermeiden, die sich zum 

19. beglückwünscht die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien zu 
den Fortschritten, die das Land seit dem 
letzten Fortschrittsbericht und insbesondere 
in den letzten paar Monaten gemacht hat; 
stellt mit Zufriedenheit fest, dass die 
Kommission diese Fortschritte anerkannt 
und die Aufnahme der 
Beitrittsverhandlungen mit dem Land 
empfohlen hat; fordert den Rat auf, 
entsprechend den Empfehlungen der 
Kommission auf dem Gipfel, der im 
Dezember 2009 stattfinden soll,  zu 
handeln; geht davon aus, dass die 
Verhandlungen in naher Zukunft 
aufgenommen werden, und hofft, dass 
noch offene Fragen mit Nachbarländern 
zur beiderseitigen Zufriedenheit gelöst 
werden können, wozu auch die 
Divergenzen zwischen der ehemaligen 
jugoslawischen Republik Mazedonien und 
Griechenland in  Bezug auf die 
Namensfrage gehören; fordert die 
Regierungen beider Länder auf, ihre 
Anstrengungen zu diesem Zweck zu 
vertiefen; weist darauf hin, wie wichtig 
gutnachbarliche Beziehungen sind, und 
fordert die ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien mit Nachdruck auf, 
in Fragen, die ihre Nachbarn betreffen, 
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Nachteil dieser gutnachbarlichen 

Beziehungen auswirken könnten; hält die 
Tatsache, dass vor kurzem diplomatische 
Beziehungen zur Republik Kosovo 
aufgenommen wurden sowie den 
Abschluss einer Vereinbarung über die 
physische Absteckung der Grenze 
zwischen den beiden Ländern für 
entscheidende Beiträge zur Stabilität in der 
Region; 

feinfühlig zu sein;  hält die Tatsache, dass 
vor kurzem diplomatische Beziehungen zur 
Republik Kosovo aufgenommen wurden 
sowie den Abschluss einer Vereinbarung 
über die physische Absteckung der Grenze 
zwischen den beiden Ländern für 
entscheidende Beiträge zur Stabilität in der 
Region; 

Or. en 
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25.11.2009 B7-0185/2009 

Änderungsantrag 4 
Elmar Brok, José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, Arnaud Danjean 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0185/2009 
Gabriele Albertini 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Strategiepapier 2009 der Kommission zur Erweiterung betreffend die Länder des 
westlichen Balkans, Island und die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 21 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

21. lobt die Fortschritte, die die Türkei als 
Bewerberland bei der Erfüllung der 
politischen Kriterien von Kopenhagen 
gemacht hat; fordert die türkische 
Regierung und alle parlamentarischen 
Parteien mit Nachdruck auf, bei der 
Formulierung und Umsetzung der 
wichtigsten Reformen zu einem Konsens 
zu gelangen;  begrüßt, dass die Regierung 
die Strategie zur Reform der Justiz 
gebilligt hat, und weist darauf hin, dass es 
für die Funktionsfähigkeit des türkischen 
Staates und der türkischen Gesellschaft von 
entscheidender Bedeutung ist, dass die 
Strategie zur Reform der Justiz rasch 
umgesetzt wird;  ist besorgt über die Lage 
im Bereich der freien Meinungsäußerung, 
insbesondere nachdem  zum ersten Mal 
eine Geldstrafe  gegen einen 
Medienkonzern verhängt wurde; begrüßt 
die zunehmend offene Debatte in der 
Türkei über ehemalige Tabuthemen; 
bedauert, dass auf dem Gebiet der 
Religionsfreiheit nur geringe Fortschritte 
zu verzeichnen sind, und fordert die 
Regierung mit  Nachdruck auf, im 
Einklang mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention einen 
Rechtsrahmen zu schaffen, der es allen 
nichtmuslimischen Gemeinschaften und 

21. lobt die Fortschritte, die die Türkei als 
Bewerberland bei der Erfüllung der 
politischen Kriterien von Kopenhagen 
gemacht hat; fordert die türkische 
Regierung und alle parlamentarischen 
Parteien mit Nachdruck auf, bei der 
Formulierung und Umsetzung der 
wichtigsten Reformen zu einem Konsens 
zu gelangen;  begrüßt, dass die Regierung 
die Strategie zur Reform der Justiz 
gebilligt hat, und weist darauf hin, dass es 
für die Funktionsfähigkeit des türkischen 
Staates und der türkischen Gesellschaft von 
entscheidender Bedeutung ist, dass die 
Strategie zur Reform der Justiz rasch 
umgesetzt wird;  ist besorgt über die Lage 
im Bereich der freien Meinungsäußerung, 
insbesondere nachdem  zum ersten Mal 
eine Geldstrafe  gegen einen 
Medienkonzern verhängt wurde; begrüßt 
die zunehmend offene Debatte in der 
Türkei über ehemalige Tabuthemen; 
bedauert, dass auf dem Gebiet der 
Religionsfreiheit nur geringe Fortschritte 
zu verzeichnen sind, und fordert die 
Regierung mit  Nachdruck auf, im 
Einklang mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention und der 
Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union einen Rechtsrahmen 
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der Gemeinschaft der Alewiten ermöglicht, 
ohne unangemessene Einschränkungen ihre 
Religion auszuüben; bedauert, dass die 
Zusagen aus dem Zusatzprotokoll zum 
Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Türkei 
nach wie vor nicht erfüllt worden sind; 
fordert die türkische Regierung mit 
Nachdruck auf, diese uneingeschränkt und 
ohne jegliche Diskriminierung zu erfüllen; 
fordert die türkische Regierung auf, aktiv 
dazu beizutragen, auf der Grundlage der 
Resolution des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen und der Grundsätze, 
auf denen die Europäische Union beruht, 
rasch eine umfassende Lösung der 
Zypernfrage herbeizuführen;  begrüßt die 
Bemühungen um eine Lösung der 
Kurdenfrage und fordert die türkische 
Regierung auf, sich konkret mit der Lage 
der Bürger kurdischer Herkunft zu 
befassen, und fordert alle politischen 
Kräfte auf, in diesem Bereich 
Unterstützung zu leisten; lobt die 
diplomatischen Bemühungen zur 
Normalisierung der Beziehungen zu 
Armenien und fordert die Große Türkische 
Nationalversammlung und das Parlament 
Armeniens auf, die einschlägigen 
Protokolle zu ratifizieren; begrüßt, dass die 
Türkei die zwischenstaatliche 
Vereinbarung über den Bau der 
Erdgaspipeline Nabucco unterzeichnet hat, 
deren Umsetzung weiterhin zu den 
obersten EU-Prioritäten für die 
Energiesicherheit gehört, und fordert die 
Öffnung des Energiekapitels in den 
Beitrittsverhandlungen; begrüßt die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen über 
ein Rückführungsabkommen zwischen der 
EU und der Türkei und fordert die Türkei 
mit Nachdruck auf, in der Zwischenzeit die 
bestehenden bilateralen 
Rückführungsabkommen und Protokolle 
mit den Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
umzusetzen; fordert die türkische 
Regierung auf, die Koordinierung ihrer 

zu schaffen, der es Christen und anderen 
religiösen Minderheiten, wozu auch die 
Gemeinschaft der Alewiten gehört, 
ermöglicht, ohne unangemessene 
Einschränkungen ihre Religion auszuüben; 
bedauert, dass die Zusagen aus dem 
Zusatzprotokoll zum 
Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Türkei 
nach wie vor nicht erfüllt worden sind; 
fordert die türkische Regierung mit 
Nachdruck auf, diese uneingeschränkt und 
ohne jegliche Diskriminierung zu erfüllen; 
fordert die türkische Regierung auf, aktiv 
dazu beizutragen, auf der Grundlage der 
Resolution des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen und der Grundsätze, 
auf denen die Europäische Union beruht, 
rasch eine umfassende Lösung der 
Zypernfrage herbeizuführen;  begrüßt die 
Bemühungen um eine Lösung der 
Kurdenfrage und fordert die türkische 
Regierung auf, sich konkret mit der Lage 
der Bürger kurdischer Herkunft zu 
befassen, und fordert alle politischen 
Kräfte auf, in diesem Bereich 
Unterstützung zu leisten; lobt die 
diplomatischen Bemühungen zur 
Normalisierung der Beziehungen zu 
Armenien und fordert die Große Türkische 
Nationalversammlung und das Parlament 
Armeniens auf, die einschlägigen 
Protokolle zu ratifizieren; begrüßt, dass die 
Türkei die zwischenstaatliche 
Vereinbarung über den Bau der 
Erdgaspipeline Nabucco unterzeichnet hat, 
deren Umsetzung weiterhin zu den 
obersten EU-Prioritäten für die 
Energiesicherheit gehört, und fordert die 
Öffnung des Energiekapitels in den 
Beitrittsverhandlungen; begrüßt die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen über 
ein Rückführungsabkommen zwischen der 
EU und der Türkei und fordert die Türkei 
mit Nachdruck auf, in der Zwischenzeit die 
bestehenden bilateralen 
Rückführungsabkommen und Protokolle 
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Außenpolitik mit der EU zu intensivieren, 
insbesondere was den Iran betrifft; 
bedauert jedoch, dass die strategische 
Zusammenarbeit zwischen der NATO und 
der EU, die über die „Berlin plus“-
Vereinbarung hinausgeht, nach wie vor 
durch Einwände der Türkei blockiert wird, 
was sich negativ auf den Schutz des 
stationierten EU-Personals auswirkt, und 
fordert die Türkei nachdrücklich auf, diese 
Einwände so bald wie möglich 
zurückzunehmen; 

mit den Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
umzusetzen; fordert die türkische 
Regierung auf, die Koordinierung ihrer 
Außenpolitik mit der EU zu intensivieren, 
insbesondere was den Iran betrifft; 
bedauert jedoch, dass die strategische 
Zusammenarbeit zwischen der NATO und 
der EU, die über die „Berlin plus“-
Vereinbarung hinausgeht, nach wie vor 
durch Einwände der Türkei blockiert wird, 
was sich negativ auf den Schutz des 
stationierten EU-Personals auswirkt, und 
fordert die Türkei nachdrücklich auf, diese 
Einwände so bald wie möglich 
zurückzunehmen; 

Or. en 



 

AM\797574DE.doc  PE432.801v01 

DE  DE 

 
25.11.2009 B7-0185/2009 

Änderungsantrag 5 
Elmar Brok, José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, Arnaud Danjean 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0185/2009 
Gabriele Albertini 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Strategiepapier 2009 der Kommission zur Erweiterung betreffend die Länder des 
westlichen Balkans, Island und die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 21 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

21. lobt die Fortschritte, die die Türkei als 
Bewerberland bei der Erfüllung der 
politischen Kriterien von Kopenhagen 
gemacht hat; fordert die türkische 
Regierung und alle parlamentarischen 
Parteien mit Nachdruck auf, bei der 
Formulierung und Umsetzung der 
wichtigsten Reformen zu einem Konsens 
zu gelangen;  begrüßt, dass die Regierung 
die Strategie zur Reform der Justiz 
gebilligt hat, und weist darauf hin, dass es 
für die Funktionsfähigkeit des türkischen 
Staates und der türkischen Gesellschaft von 
entscheidender Bedeutung ist, dass die 
Strategie zur Reform der Justiz rasch 
umgesetzt wird;  ist besorgt über die Lage 
im Bereich der freien Meinungsäußerung, 
insbesondere nachdem  zum ersten Mal 
eine Geldstrafe  gegen einen 
Medienkonzern verhängt wurde; begrüßt 
die zunehmend offene Debatte in der 
Türkei über ehemalige Tabuthemen; 
bedauert, dass auf dem Gebiet der 
Religionsfreiheit nur geringe Fortschritte 
zu verzeichnen sind, und fordert die 
Regierung mit  Nachdruck auf, im 
Einklang mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention einen 
Rechtsrahmen zu schaffen, der es allen 
nichtmuslimischen 

21. lobt die Fortschritte, die die Türkei als 
Bewerberland bei der Erfüllung der 
politischen Kriterien von Kopenhagen 
gemacht hat; fordert die türkische 
Regierung und alle parlamentarischen 
Parteien mit Nachdruck auf, bei der 
Formulierung und Umsetzung der 
wichtigsten Reformen zu einem Konsens 
zu gelangen;  begrüßt, dass die Regierung 
die Strategie zur Reform der Justiz 
gebilligt hat, und weist darauf hin, dass es 
für die Funktionsfähigkeit des türkischen 
Staates und der türkischen Gesellschaft von 
entscheidender Bedeutung ist, dass die 
Strategie zur Reform der Justiz rasch 
umgesetzt wird;  ist besorgt über die Lage 
im Bereich der freien Meinungsäußerung, 
insbesondere nachdem  zum ersten Mal 
eine Geldstrafe  gegen einen 
Medienkonzern verhängt wurde; begrüßt 
die zunehmend offene Debatte in der 
Türkei über ehemalige Tabuthemen; 
bedauert, dass auf dem Gebiet der 
Religionsfreiheit nur geringe Fortschritte 
zu verzeichnen sind, und fordert die 
Regierung mit  Nachdruck auf, im 
Einklang mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention einen 
Rechtsrahmen zu schaffen, der es allen 
nichtmuslimischen 
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Religionsgemeinschaften und der 
Gemeinschaft der Alewiten ermöglicht, 
ohne unangemessene Einschränkungen ihre 
Religion auszuüben; bedauert, dass die 
Zusagen aus dem Zusatzprotokoll zum 
Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Türkei 
nach wie vor nicht erfüllt worden sind; 
fordert die türkische Regierung mit 
Nachdruck auf, diese uneingeschränkt und 
ohne jegliche Diskriminierung zu erfüllen; 
fordert die türkische Regierung auf, aktiv 
dazu beizutragen, auf der Grundlage der 
Resolution des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen und der Grundsätze, 
auf denen die Europäische Union beruht, 
rasch eine umfassende Lösung der 
Zypernfrage herbeizuführen;  begrüßt die 
Bemühungen um eine Lösung der 
Kurdenfrage und fordert die türkische 
Regierung auf, sich konkret mit der Lage 
der Bürger kurdischer Herkunft zu 
befassen, und fordert alle politischen 
Kräfte auf, in diesem Bereich 
Unterstützung zu leisten; lobt die 
diplomatischen Bemühungen zur 
Normalisierung der Beziehungen zu 
Armenien und fordert die Große Türkische 
Nationalversammlung und das Parlament 
Armeniens auf, die einschlägigen 
Protokolle zu ratifizieren; begrüßt, dass die 
Türkei die zwischenstaatliche 
Vereinbarung über den Bau der 
Erdgaspipeline Nabucco unterzeichnet hat, 
deren Umsetzung weiterhin zu den 
obersten EU-Prioritäten für die 
Energiesicherheit gehört, und fordert die 
Öffnung des Energiekapitels in den 
Beitrittsverhandlungen; begrüßt die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen über 
ein Rückführungsabkommen zwischen der 
EU und der Türkei und fordert die Türkei 
mit Nachdruck auf, in der Zwischenzeit die 
bestehenden bilateralen 
Rückführungsabkommen und Protokolle 
mit den Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
umzusetzen; fordert die türkische 

Religionsgemeinschaften und der 
Gemeinschaft der Alewiten ermöglicht, 
ohne unangemessene Einschränkungen ihre 
Religion auszuüben; bedauert, dass die 
Zusagen aus dem Zusatzprotokoll zum 
Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Türkei 
nach wie vor nicht erfüllt worden sind; 
fordert die türkische Regierung mit 
Nachdruck auf, diese uneingeschränkt und 
ohne jegliche Diskriminierung zum 

festgelegten Zeitpunkt zu erfüllen; fordert 
die türkische Regierung auf, aktiv dazu 
beizutragen, auf der Grundlage der 
Resolution des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen und der Grundsätze, 
auf denen die Europäische Union beruht, 
rasch eine umfassende Lösung der 
Zypernfrage herbeizuführen;  begrüßt die 
Bemühungen um eine Lösung der 
Kurdenfrage und fordert die türkische 
Regierung auf, sich konkret mit der Lage 
der Bürger kurdischer Herkunft zu 
befassen, und fordert alle politischen 
Kräfte auf, in diesem Bereich 
Unterstützung zu leisten; lobt die 
diplomatischen Bemühungen zur 
Normalisierung der Beziehungen zu 
Armenien und fordert die Große Türkische 
Nationalversammlung und das Parlament 
Armeniens auf, die einschlägigen 
Protokolle zu ratifizieren; begrüßt, dass die 
Türkei die zwischenstaatliche 
Vereinbarung über den Bau der 
Erdgaspipeline Nabucco unterzeichnet hat, 
deren Umsetzung weiterhin zu den 
obersten EU-Prioritäten für die 
Energiesicherheit gehört, fordert,  die 
Hindernisse, die einer Öffnung des 
Energiekapitels in den 
Beitrittsverhandlungen im Wege stehen, zu 

beseitigen; begrüßt die Wiederaufnahme 
der Verhandlungen über ein 
Rückführungsabkommen zwischen der EU 
und der Türkei und fordert die Türkei mit 
Nachdruck auf, in der Zwischenzeit die 
bestehenden bilateralen 
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Regierung auf, die Koordinierung ihrer 
Außenpolitik mit der EU zu intensivieren, 
insbesondere was den Iran betrifft; 
bedauert jedoch, dass die strategische 
Zusammenarbeit zwischen der NATO und 
der EU, die über die „Berlin plus“-
Vereinbarung hinausgeht, nach wie vor 
durch Einwände der Türkei blockiert wird, 
was sich negativ auf den Schutz des 
stationierten EU-Personals auswirkt, und 
fordert die Türkei nachdrücklich auf, diese 
Einwände so bald wie möglich 
zurückzunehmen; 

Rückführungsabkommen und Protokolle 
mit den Mitgliedstaaten uneingeschränkt 
umzusetzen; fordert die türkische 
Regierung auf, die Koordinierung ihrer 
Außenpolitik mit der EU zu intensivieren, 
insbesondere was den Iran betrifft; 
bedauert jedoch, dass die strategische 
Zusammenarbeit zwischen der NATO und 
der EU, die über die „Berlin plus“-
Vereinbarung hinausgeht, nach wie vor 
durch Einwände der Türkei blockiert wird, 
was sich negativ auf den Schutz des 
stationierten EU-Personals auswirkt, und 
fordert die Türkei nachdrücklich auf, diese 
Einwände so bald wie möglich 
zurückzunehmen; 

Or. en



 

 

 


